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Gisela Kronenberg 
Einzelvertreterin 

Herrn Oberbürgermeister 
Uwe Richrath  
Rathaus 
Friedrich-Ebert-Platz 1 
51373 Leverkusen 

Leverkusen, 11. Februar 2022 

Antrag: Leverkusen ist solidarisch: Gemeinsam aus der Pandemie 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

bitte setzen Sie folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung des Rates am 
14.02.2022: 

Der Rat der Stadt Leverkusen stellt sich in Zeiten von Corona ausdrücklich seiner 
Aufgabe, für ein vielfältiges, demokratisches und solidarisches Leverkusen einzu-
stehen. 

Er unterstützt die städtische Verwaltung und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bei ihrer Arbeit und ihren Aktivitäten gegen die Ausbreitung des Corona-Virus und 
begrüßt ausdrücklich ihre Maßnahmen der Einrichtung niederschwelliger Impfan-
gebote und der Impfaufklärung, damit sich Menschen faktenbasiert informieren 
können. 

Der Rat fordert, alle durch wissenschaftliche Analysen empfohlenen Maßnahmen 
für eine wirkungsvolle Bekämpfung der Pandemie wie Impfen, die Masken- und 
Testpflicht sowie temporär notwendige Beschränkungen einzuhalten. Diese nicht 
einzuhalten, ist unsolidarisch und beeinträchtigt die Gesundheit vieler und die 
Freiheit aller. 

Der Rat der Stadt Leverkusen beobachtet mit Sorge eine bundesweit zunehmende 
Radikalisierung von sogenannten Corona-Spaziergängen. 

Wir wenden uns gegen provokative Verweigerungen von Maßnahmen zur Pande-
miebekämpfung, wie z.B. der Maskenpflicht, und gegen alle verbalen und tätlichen 
Übergriffe gegen Menschen im Gesundheitswesen und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Ordnungsamt und Polizei, die die Umsetzung dieser Maßnahmen 
verantworten müssen, sowie gegen Bedrohungen jeglicher Art. 

Wir verurteilen die Diffamierung der Presse und der öffentlich-rechtlichen Medien 
mit Begriffen wie „Lügenpresse“, „Systempresse“, mit der eine Fortsetzung der na-
tionalsozialistischen Diktatur suggeriert wird. Wir wenden uns ausdrücklich gegen 
esoterische und antisemitische Verschwörungstheorien. 

Wir setzen uns nachdrücklich für die Presse- und Meinungsfreiheit ein: 

• Für einen aufklärenden Journalismus, der auf Fakten basiert. 



 
 
 

 

• Für die kritische Auseinandersetzung und angemeldete Demonstrationen, 
die den Regeln unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung entspre-
chen. 

Wir fordern alle sogenannten Spaziergänger, die ihre Meinung öffentlich demonst-
rieren, energisch auf, sich entschieden von Rechtsextremen und rechten Populis-
ten, die diesen Protest für ihre nationalistischen und rassistischen Ziele instrumen-
talisieren wollen, zu distanzieren und nicht mit ihnen gemeinsam auf die Straße zu 
gehen. 

Der Rat der Stadt Leverkusen steht an der Seite von allen Menschen in Leverkusen, 
die sich für eine solidarische Pandemiebekämpfung einsetzen. 

Der Rat steht für ein friedliches Zusammenleben, für Demokratie, Freiheit und für 
eine soziale, solidarische und bunte Gesellschaft. 

Begründung der Dringlichkeit:  

Erfolgt mündlich. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
gez. Stefan Hebbel   
Vorsitzender CDU-Fraktion Leverkusen 
 
 
gez. Milanie Kreutz 
Vorsitzende SPD-Fraktion Leverkusen 
 
 
gez. Roswitha Arnold 
Vorsitzende Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Leverkusen 
 
 
gez. Monika Ballin-Meyer-Ahrens 
Vorsitzende FDP-Fraktion Leverkusen 
 
 
gez. Markus Pott 
Vorsitzender Fraktion OPLADEN PLUS 
 
 
gez. Gisela Kronenberg 
Einzelvertreterin 
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